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Sachgebiet 242 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/5834 — 


Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung des Häftlingshilfegesetzes 
und anderer Gesetze 


A. Problem 

Das Vermögen der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge 
bedarf der Aufstockung, um der Stiftung die weitere Erledigung 
der ihr nach § 15 HHG zugewiesenen Aufgaben bis zum Jahre 2005 
zu ermöglichen. 

Die Übertragung besonderer Zuständigkeiten der Stiftung für 
ehemalige politische Häftlinge für die neuen Länder kann nach 
Artikel 143 Abs. 2 GG nur bis zum 31. Dezember 1995 aufrechter- 
halten bleiben. Für diesen Teil der Aufgaben der Stiftung ist ab 
1. Januar 1996 eine Anschlußregelung erforderlich. 


B. Lösung 

Das Vermögen der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge wird 
auf gestockt. Für die Erfüllung der Aufgaben nach § 18 HHG erhält 
die Stiftung darüber hinaus bis zum Jahre 2005 im einzelnen 
festgelegte Mittel aus dem Bundeshaushalt. 

Die bisher aufgrund der Regelungen des Einigungsvertrages und 
des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes von der Stiftung für 
die neuen Länder wahrgenommenen Aufgaben gehen in die 
Zuständigkeit der neuen Länder über. 
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C. Alternativen 

Erweiterung der Zuständigkeit der Stiftung bezüglich der o. g. 
Aufgaben auf das gesamte Bundesgebiet. 


D. Kosten 

Die Aufstockung des Stiftungsvermögens erfordert Aufwendungen 
von insgesamt 11,1 Mio. DM, die sich jedoch auf die kommenden 
Haushaltsjahre verteilen. An Mitteln zur Erfüllung der Aufgaben 
nach § 18 HHG werden der Stiftung bis zum Jahre 2005 insgesamt 
6,55 Mio. DM zur Verfügung gestellt. 

Die Aufhebung der besonderen Zuständigkeit der Stiftung für 
ehemalige politische Häftlinge reduziert die spätestens ab 1995 
erforderlichen Belastungen für den Bundeshaushalt, weil bei der 
Erhöhung des Stiftungsvermögens nicht auch die nach 1995 
anfallenden Kosten der Berliner Dienststelle der Stiftung berück- 
sichtigt werden müssen. Bei Fortführung der Berliner Dienststelle 
der Stiftung über 1995 hinaus und Übernahme der Zuständigkeit 
bezüglich der bisher von der dortigen Dienststelle für die neuen 
Länder wahrgenommenen Aufgaben für das gesamte Bundes- 
gebiet entstünden für den Bundeshaushalt bis 1999 Mehrbelastun- 
gen in einer Größenordnung von insgesamt 12 Mio. DM. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/5834 — in unveränderter 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 4. März 1994 


Der Innenausschuß 

Hans Gottfried Bernrath Uwe Lambinus Meinrad Belle 

Vorsitzender Berichterstatter 


Wolfgang Lüder 
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Bericht der Abgeordneten Meinrad Belle, Uwe Lambinus und Wolfgang Lüder 


1. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde in 
der 194. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
26. November 1993 dem Innenausschuß federfüh- 
rend sowie dem Rechtsausschuß, dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung sowie dem Haushalts- 
ausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages zur Mitberatung überwie- 
sen. 

2. Der Rechtsausschuß hat auf die Beratung des 
Gesetzentwurfs verzichtet. 

3. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
einstimmig bei Abwesenheit des Mitglieds der 
Gruppe der PDS/Linke Liste die Annahme des 
Gesetzentwurfs empfohlen. 


4. Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung 
am 24. Februar 1994 dem Gesetzentwurf in der 
Mitberatung einvemehmlich unter Abwesenheit 
der Gruppen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der PDS/Linke Liste zugestimmt. Er wird seine 
SteUungnahme gemäß § 96 der Geschäftsord- 
nung des Deutschen Bundestages gesondert ab- 
geben. 

5. Der Innenausschuß hat in seiner 89. Sitzung am 
24. Februar 1994 nach kurzer Aussprache einstim- 
mig unter Abwesenheit der Gruppen BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS/Linke Liste beschlos- 
sen, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh- 
men. 


Bonn, den 4. März 1994 


Meinrad Belle Uwe Lambinus Wolfgang Lüder 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53113 Bonn 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28/3 82 08 40, Telefax: 02 28/3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 




